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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— NI. 19. 


(Nr. 5233.) Geſetz, betreffend das ſtaͤdtiſche Einzugs-, Buͤrgerrechts- und Einkaufsgeld. 
Vom 14. Mai 1860. 


| Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
Regent, 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: i 


H. 1. i . 


Die Vorſchriften in dem §. 52. der Stadte- Ordnung für die ſechs öft- 
lichen Provinzen der Monarchie vom 30. Mai 1853., in dem H. 51. der Staͤdte⸗ 


Ordnung fuͤr die Provinz Weſtphalen vom 19. Maͤrz 1850. und im H. 48. 


der Staͤdte⸗Ordnung für die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856., wegen Erhe⸗ 
bung eines Einzugsgeldes, eines Hausſtands- oder Eintrittsgeldes und eines 


Einkaufsgeldes, werden hierdurch aufgehoben. An Stelle derſelben treten nach⸗ 


ſtehende Beſtimmungen ($$. 2. bis 10.) . 


g. 2. 


i Die Stadtgemeinden ſind befugt, auf Grund von Gemeindebeſchluͤſſen, 
welche die Genehmigung der Regierung erhalten haben, die Entrichtung von 
1) Einzugsgeld bei Erwerb der Gemeindeangehoͤrigkeit (§. 3. der Staͤdte⸗ 
Ordnungen), ; 
2) Buͤrgerrechtsgeld bei Erwerb des Bürgerrechte (H. 5. a. a. O.), 
3) Einkaufsgeld anſtatt oder neben einer jaͤhrlichen Abgabe fuͤr die Theil⸗ 
nahme an den Gemeindenutzungen (F. 50. Nr. 4., §. 49. Nr. 4. und 
$. 46, Nr. 4. der betreffenden Staͤdte- Ordnungen), 


anzuordnen. 
Jahrgang 1860. (Nr. 5233.) 34 H. 3. 


Ausgegeben zu Berlin den 25. Juni 1860. 
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F. 3. 
Einzugsgeld. Das Einzugsgeld darf in Stadtgemeinden 


von weniger als 2,500 Einwohnern den Betrag von 3 Rihlrn., 
2,500 bis 10,000 5 5 8 


— 


- 40.000 = 50,000 5 0 
5 mehr als 50,000 = = = - 15 5 
in der Stadt Berlins - 8 „20 = 


nicht uͤberſteigen. 
H. 4. 


Von der Zahlung des Einzugsgeldes kann die Geſtattung der Nieder⸗ 
laſſung und des ferneren Aufenthalts abhaͤngig gemacht werden, mit Ausnahme 
derjenigen Faͤlle, wo 


1) der Zahlungspflichtige zur Zeit der erſten Zahlungs aufforderung bereits 
den Unterſtüͤtzungswohnſitz (F. 1. des Geſetzes uͤber die Armenpflege vom 
31. Dezember 1842. und Artikel 1. des Geſetzes vom 21. Mai 1855.) 
erworben hat, oder 5 

2) bei eingetretener Huͤlfsbeduͤrftigkeit keine andere zur Aufnahme des Ar⸗ 
men verpflichtete Gemeinde (Gutsbezirk) vorhanden iſt. ne 

An der Verpflichtung der Landarmenverbaͤnde wird nichts geändert. 


Ä H. 5. 
Befreit vom Einzugsgelde ſind: 


1) Perſonen, welche durch Ehe, Blutsverwandtſchaft, Stiefverbindung oder 
Schwägerſchaft zur Somilie und zugleich auch zum Hausſtande eines 
Hausherrn oder einer ſelbſtſtändig einen Hausſtand führenden Hausfrau 
gehören, oder ſolchem Hausſtande dauernd ſich anſchließen 

2) Perſonen, welche einen von ihnen aufgegebenen ohne in derſelben 
Stadt innerhalb eines Zeitraums von zehn Jahren nach ihrem Wegzuge 
aus derſelben wiederergreifen; f 

3) die unmittelbaren und mittelbaren Stagtsbeamten, die Lehrer und die 


Geiſtlichen, welche gemaͤß dienſtlicher Verpflichtung ihren Wohnſitz in 
der Stadt nehmen; s N N = 

4) Militairperſonen, die zwölf Jahre im aktiven Dienſtſtande ſich befunden 
haben, bei der erſten Niederlaſſung, ſowie die unter Nr. 3. genannten 
Perſonen bei der erſten Verlegung des Wohnſitzes nach ihrem Ausſchei⸗ 
den aus dem aktiven Dienſte. 


$. 6. 
Büngerreils In denjenigen Staͤdten, in welchen ein Buͤrgerrechtsgeld engefthtt 
geld. 


— ——— —ů— — 
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darf vor deſſen Berichtigung das Buͤrgerrecht nicht ausgeuͤbt werden. Abſtu⸗ 
fungen in dem Betrage der Abgabe ſind ſtätthaft. . 

Wo zur Zeit ein Hausſtandsgeld erhoben wird, tritt bis zu anderweiti⸗ 
ger Feſtſtellung das Buͤrgerrechtsgeld mit gleichem Betrage an deſſen Stelle. 
Die Verpflichtung 80 Entrichtung deſſelben tritt aber erſt mit dem Zeitpunkte 
des Erwerbes des uͤrgerrechts ein. = 


$7. 


Das Buͤrgerrechtsgeld darf innerhalb derſelben Gemeinde von Nieman⸗ 
den zweimal erhoben werden. Es gilt in dieſer Beziehung das bisherige Haus⸗ 
ſtandsgeld dem Buͤrgerrechtsgelde gleich. f 

Die im H. 5. Nr. 3. und 4. genannten Perſonen ſind in den dort er⸗ 
waͤhnten Fällen auch von der Entrichtung des Buͤrgerrechtsgeldes befreit. 


H. 8. 


Die Verpflichtung zur Zahlung des Einkaufsgeldes, ſowie der demſelben einkaufsgeld. 
entſprechenden jährlichen Abgabe ruht, ſo lange auf die Theilnahme an den 
Gemeindenutzungen verzichtet wird. . 


H. 9. 


Hinfichtlich der Verjährung und der Reklamationen findet das Geſetz algenene 
vom 18. Juni 1840., jedoch nur mi der Maaßgabe Anwrabung, Dar die nicht Beſtimmungen. 
zur Hebung geſtellten Einzugs⸗, Buͤrgerrechts⸗ oder Einkaufsgelder erſt in zwei 
Jahren nach Ablauf desjenigen Jahres, in welchem die Zahlungsverbindlichkeit 
entſtanden iſt, verjaͤhren. 

Das Geſetz vom 11. Juli 1822., ſowie die Kabinetsorder vom 14. Mai 
1832. ſind auf die genannten Abgaben nicht anwendbar. 


§. 10. 


Die auf Grund der aufgehobenen Paragraphen der Staͤdte⸗Ordnungen 
erlaſſenen oder aͤlteren noch geltenden Regulative bleiben in Kraft, ſoweit ſie 
den Beſtimmungen dieſes Geſetzes nicht widerſprechen. 


§. 11. 


Dieſe Beſtimmungen ſind auch in denjenigen Ortſchaften (Flecken) zur 
Anwendung zu bringen, welche auf Grund des H. 1. Abſatz 2. der Staͤdte⸗Ord⸗ 
nung vom 30. Mai 1853. eine der letzteren nachgebildete Ortsverfaſſung be⸗ 
ber welche ihnen die Erhebung eines Einzugsgeldes, oder Hausſtandsgeldes, 
0 N i Br 


er Einfaufsgeldes geftattet. 


(Nr. 5233—5234.) 34 Ur⸗ 


Be a 2 
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Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 14. Mai 1860. 
(I. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
e Hohenzollern⸗Sigmaringen. v. Auerswald. v. d. Heydt. 


Simons. v. Schleinitz. v. Patow. Gr. v. Puͤckler. 
v. Bethmann-Hollweg. Gr. v. Schwerin. v. Roon. 


(Nr. 5234.) Geſetz, betreffend die Befugniß der Auditeure zur Aufnahme von Akten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit, die Foͤrmlichkeiten der militairiſchen Teſta— 
mente und die buͤrgerliche Gerichtsbarkeit uͤber Preußiſche Garniſonen im 
Auslande. Vom 8. Juni 1860. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
Regent, 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages, fuͤr den ganzen 
Umfang der Monarchie, was folgt: 


Abſchnitt 1. 


Von der freiwilligen Gerichtsbarkeit der Auditeure und Militair⸗ 
Behoͤrden. 


H. 1. 


Auditeure ſolcher Truppentheile, welche ſich im Auslande befinden, oder 
nach der Mobilmachung ihre Standquartiere verlaſſen haben, ſind befugt: i 


4) Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit, einſchließlich letztwilliger 
Verordnungen der zu den gedachten Truppentheilen gehörigen Perſonen, 
welche nach §. 1. und $. 18. Nr. 1. 2. 3. Th. II. des Militair⸗Straf⸗ 
geſetzbuches vom 3. April 1845. in Kriegszeiten den Militairgerichts⸗ 
ſtand haben, aufzunehmen und zu beglaubigen; 

2) Requiſitionen um Vornahme gerichtlicher Handlungen, ſowie um Auf⸗ 
nahme gerichtlicher Verhandlungen zu erledigen. 


Letztwillige Verordnungen koͤnnen in dem vorausgeſetzten Falle auch 
von einem kommandirten Kriegsgericht, aus einem Offizier und einem Auditeur 
beſtehend, aufgenommen werden. ; 

H. 7 


= m — 


H. 22 5 


Die auf Grund des vorſtehenden Paragraphen aufgenommenen Ver⸗ 
handlungen ſind ſo anzuſehen, als ob ſie innerhalb des Rechtsgebiets des All⸗ 
gemeinen Landrechts von einem Civilgericht aufgenommen waͤren. Erfordern 
die für dieſe Civilgerichte geltenden Vorſchriften die Zuziehung eines Protokoll⸗ 
fuͤhrers, ſo kann deſſen Stelle ein zweiter Auditeur oder ein fuͤr den ſpeziellen 
Fall oder ein- fuͤr allemal vereideter Offizier oder Unteroffizier vertreten. 


F. 3. 


Die aufgenommenen Verhandlungen ($. 1.) der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit, ſofern ſie nicht bloß die Erledigung von Requiſitionen betreffen, ſind 
von den Auditeuren, nachdem die etwa erforderlichen Ausfertigungen ertheilt 
worden, den Gerichten erſter Inſtanz, in deren Bezirk der betreffende Trup⸗ 
pentheil ſein Standquartier hat, zur Aufbewahrung und weiteren geſetzlichen 
Veranlaſſung zu uͤberſenden. i 5 

Iſt das Standquartier im Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Coͤln, 
ſo geſchieht die Ueberſendung an das Kreisgericht zu Weſel. 


Abſchnitt II. 


Von den privilegirten militairifchen Teſtamenten. 
H. 4. 


In Kriegszeiten oder waͤhrend eines Belagerungszuſtandes (Geſetz vom 
4. Juni 1851.) können die im H. 1. Nr. 1. bezeichneten Perſonen unter den 
in dem F. 5. angegebenen Vorausſetzungen letztwillige Verordnungen auch in 
den im H. 6. angegebenen Formen gültig errichten (privilegirte militairiſche Te⸗ 
ſtamente). Die Vorrechte der Militairperſonen in Beziehung auf dieſe letzt⸗ 
willigen Verordnungen beſtehen allein darin, daß ſie nach Maaßgabe der nach⸗ 
ſtehenden Beſtimmungen den fuͤr ordentliche Teſtamente vorgeſchriebenen Foͤrm⸗ 
lichkeiten nicht unterworfen find. 


e 


Die Befugniß, in Kriegszeiten oder waͤhrend eines Belagerungszuſtan⸗ 
des privilegirte militairiſche Teſtamente zu errichten, beginnt fuͤr iin d 1. 
Nr. 1. bezeichneten Perſonen von der Zeit, wo ſie entweder ihre Standquar⸗ 
tiere oder im Fall ihnen ſolche nicht angewieſen geweſen ſind, ihre bisherigen 
11 im Dienſte verlaſſen oder in denſelben angegriffen oder belagert 
werden. . 

Kriegsgefangene und Geißeln haben dieſe Befugniß, ſo lange ſie ſich in 

der Gewalt des Feindes befinden. ö 
Gr. 5234) a He 6. 
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H. 6. 
Privilegirte militairiſche Teſtamente find in guͤltiger Form errichtet: 
1) wenn ſie von dem Teſtator eigenhändig geſchrieben und unterſchrieben 


ſind; 
I) wenn fie von dem Teſtator eigenhaͤndig unterſchrieben und von zwei 
Zeugen oder einem Auditeur oder Offizier mitunterzeichnet find; 

3) wenn von einem Auditeur oder Offizier, unter Zuziehung zweier Zeugen 
oder eines zweiten Auditeurs oder Offi iers, uͤber die mündliche Erklaͤ⸗ 
rung des Teſtators eine ſchriftliche Verhandhn aufgenommen und dieſe 
dem Teſtator vorgeleſen, ſowie von dem Auditeur oder Offizier und den 
Zeugen unterſchrieben iſt. 


Bei verwundeten oder kranken Militairperſonen koͤnnen die unter Nr. 2. 
und 3. erwähnten Auditeure und Offiziere durch Militairaͤrzte oder höhere La⸗ 
zarethbeamte oder Militairgeiſtliche vertreten Weide 8 


8 | 


Die im $. 6. erwähnten Zeugen find Beweiszeugen; fie brauchen nicht 
die Eigenſchaft von Inſtrumentszeugen zu haben und es kann die Ausſage eines 
derſelben fuͤr vollſtaͤndig beweiſend angenommen werden. 


§. 8. 

Die nach Vorſchrift des F. 6. Nr. 3. aufgenommene Verhandlung hat 
in Betreff ihres Inhalts und der in ihr angegebenen Zeit der Aufnahme die 
Beweiskraft einer offentlichen Urkunde. TER 

Iſt in dem eigenhändig geſchriebenen und unterfchriebenen, oder in dem 
eigenhaͤndig unterſchriebenen Teſtamente ($. 6. Nr. 1. 2.) die Zeit der Errich⸗ 
tung angegeben, ſo ſtreitet die Vermuthung, bis zum Beweiſe des Gegentheils, 
fuͤr die Richtigkeit dieſer Angabe. b n 8 

Eine gleiche Vermuthung ſtreitet dafuͤr, daß das Teſtament waͤhrend des 
die privilegirte Form zulaſſenden Ausnahmezuſtandes errichtet iſt, wenn daſſelbe 
waͤhrend dieſer Zeit oder innerhalb vierzehn Tage nach deren Aufhören einer 
vorgeſetzten Militairbehörde zur Aufbewahrung uͤbergeben iſt, oder wenn daſſelbe 
in dem Feldnachlaß des Teſtators aufgefunden wird. 


H. 9. 5 


Privilegirte militairiſche Teſtamente verlieren ihre Guͤltigkeit mit dem 
Ablauf eines Jahres von dem Tage ab, an welchem der Truppentheil, zu dem 
der Teſtator gehoͤrt, demobil gemacht iſt, oder der Teſtator aufgehoͤrt hat, zu 
dem mobilen Truppentheil zu gehören, oder als Kriegsgefangener oder Geißel 
aus der Gewalt des Feindes entlaſſen iſt. \ 5 

er 
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Dier Lauf dieſer Friſt wird jedoch ſuspendirt durch anhaltende Unfaͤhig⸗ 

keit des Teſtators zur Errichtung einer anderweiten letztwilligen Verordnung. 
Wenn der Teſtator innerhalb des Jahres vermißt und in einem er⸗ 

fahren auf TN oder, in dem Bezirke des Appellationsgerichtshofes 

zu Coͤln, auf Abweſenheitserklaͤrung feſtgeſtellt wird, daß er ſeit jener Zeit ver⸗ 

ſchollen iſt, ſo tritt die Unguͤltigkeit des Teſtamentes nicht ein. 


F. 10. 


Das privilegirte militairiſche Teſtament verliert durch Deſertion des Te⸗ 


ſtators feine Gültigkeit, und dieſe wird durch den erhaltenen Pardon nicht wie⸗ 


derhergeſtellt. 
$. 11. 


Privilegirte militairiſche Teſtamente ſind dem ordentlichen perfönlichen 
Gerichte des Teſtators zur Aufbewahrung und weiteren geſetzlichen Veranlaſ⸗ 
ſung zu uͤberſenden. Gehört dies Gericht zum Bezirke des Appellationsgerichts⸗ 
hofes zu Coͤln, jo geſchieht die Ueberſendung an den Generalprokurator bei 
demſelben, der durch den betreffenden Landgerichtspräſidenten die Hinterlegung 
bei einem Notar, nach Maaßgabe der fuͤr olographiſche Teſtamente im Arti⸗ 
kel 1007. des Civilgeſetzbuches beſtehenden Vorſchriften, veranlaßt. 


F. 12. 


Die Beſtimmungen der vorſtehenden § 9. 4— 44, finden auf alle zur 
Beſatzung eines in Dienſt geſtellten Schiffes oder Fahrzeuges gehoͤrenden Per⸗ 
fonen der Königlichen Marine und auf alle anderen auf einem ſolchen Schiffe 
oder Fahrzeuge befindlichen Perſonen mit dem Augenblicke Anwendung, wo 
nn a oder Fahrzeug wirklich in Dienft geſtellt iſt und den Hafen ver⸗ 
aſſen hat. a 

Die im H. 9. beſtimmte Friſt von einem Jahre wird von dem, Tage an 
gerechnet, an welchem das Schiff oder Fahrzeug außer Dienſt geſtellt iſt, oder 
der Teſtator aufgehoͤrt hat, zu demſelben zu gehhren, 


d Abſchnitt III. 
Von der buͤrgerlichen Gerichtsbarkeit uͤber Preußiſche Garniſonen 
im Auslande. 
$. 18. 
Die durch die Allerhoͤchſte Order vom 19. Juli 1834. und Artikel VIII. 
Abſatz 1. des Geſetzes vom 26. April 1851. wegen der Gerichtsbarkeit uͤber 


die Preußiſchen Garniſonen der Bundesfeſtungen Mainz und Luxemburg ge⸗ 
troffenen Beſtimmungen koͤnnen durch Königliche Verordnung auch auf b 


Gr. 5234.) rup⸗ 


2 


Truppentheile, welche ſich dauernd im Auslande aufhalten, fuͤr anwendbar 
erklaͤrt werden, wobei dasjenige inlaͤndiſche Gericht erſter Inſtanz zu beſtim⸗ 
men Hi 1 die Gerichtsbarkeit in dem Umfange des gedachten Geſetzes 
zuſtehen ſoll. n 

An die Stelle der Beſtimmung in Nr. 3. der Allerhoͤchſten Order vom 
19. Juli 1834., daß bei Teſtamentsaufnahmen im Nothfalle die HH. 194. und 
200. Titel 12. Theil I. des Allgemeinen Landrechts zur Anwendung kommen 
ſollen, treten die Vorſchriften des gegenwaͤrtigen Geſetzes uͤber privilegirte mi⸗ 
litairiſche Teſtamente. i 


Schlußbeſtimmungen. 
§. 14. 


Alle dieſem Geſetze entgegenſtehenden Vorſchriften, namentlich die Vor⸗ 
ſchriften des gemeinen Rechtes über militairiſche Teſtamente; die HH. 177. bis 
197. Theil I. Titel 12. des Allgemeinen Landrechts und die HH. 36. bis 38. 
41. des Anhanges es Allgemeinen Landrecht; die Allerhöchfte Order vom 
24. April 1812. und die Bekanntmachung vom 27. Auguſt 1842. (Geſetz⸗ 
Sammlung von 1812. S. 129, 174.); der H. 418. des Anhanges zur Allge⸗ 
meinen Gerichts-Ordnung; ſowie die Vorſchriften des Rheiniſchen Civilgeſetz⸗ 
buches in den Artikeln 984. bis 984. und 988. bis 997., letztere jedoch nur, 
ſoweit ſie die auf einem Kriegsſchiffe errichteten Teſtamente betreffen, werden 
aufgehoben. Ebenſo wird die Allerhoͤchſte Order vom 2. September 1815. 
Geſetz⸗Sammlung ©. 197.) aufgehoben. 

ö Wo in einem Geſetze, wie z. B. in den HH. 198. 205. Titel 12. Theil I. 
des Allgemeinen Landrechts, auf die aufgehobenen Beſtimmungen Bezug ge⸗ 
nommen iſt, treten die Vorſchriften dieſes Geſetzes an deren Stelle. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterfchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 8. Juni 1860. 


(JL. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 


Fuͤrſt zu Hohenzollern⸗Sigmaringen. v. Auerswald. v. d. Heydt. 
Simons. v. Schleinitz. v. Patow. Gr. v. Puͤckler. 5 
Gr. v. Schwerin. v. Roon. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(R. Decker). 


